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Mitglieder des Deutschen Parlamentarischen Forums für sexuelle und reproduktive Gesundheit und Rechte erklären zum Internationalen Frauentag:

„Am 08. März 2006 jährt sich zum 95. Mal der Internationale Frauentag, der die Anerkennung und Stärkung von Frauenrechten als Menschenrechte ins Gedächtnis ruft. Aus diesem Anlass begrüßen und unterstützen wir, die Parlamentarierinnen des „Deutschen Parlamentarischen Forums für sexuelle und reproduktive Gesundheit und Rechte“ die Kampagne des Deutschen Frauenrates „Abpfiff – Schluss mit der Zwangsprostitution“. Die Kampagne richtet sich gegen Menschenhandel und Zwangsprostitution im Rahmen der Fußball-Weltmeisterschaft 2006 in Deutschland.

Wir wollen die Öffentlichkeit über das grundsätzliche Problem des Frauenhandels und der Zwangsprostitution informieren. Diese Menschenrechtsverletzungen werden bei der WM, wie auch bei anderen Großereignissen vermehrt auftreten. Es geht aber jenseits dieses aktuellen Ereignisses darum, das Problem nachhaltig anzugehen. Aus diesem Grund ist es angebracht, die Öffentlichkeit für dieses Thema zu sensibilisieren.

Dazu bedarf es insbesondere der Aufklärung der Freier, denn nicht alle Prostituierten gehen ihrer Tätigkeit freiwillig nach. Da es kaum legale Möglichkeiten gibt, zum Zwecke der Prostitution nach Deutschland einzureisen, nehmen viele Frauen, besonders aus Osteuropa, die Hilfe von illegalen Schleusern in Anspruch. Doch wer illegal im Land ist, ist auch erpressbar. Manche Frauen werden auch mit falschen Jobversprechen angeworben und in Bordelle verschleppt. Deshalb sind die Freier oft die einzigen, die unkontrollierten Zugang zu den Frauen haben und helfen könnten, indem sie sich z.B. an Beratungsstellen wenden.

Bei einem von uns initiierten Fachgespräch mit Expertinnen am Runden Tisch zum Thema Menschenhandel und Zwangsprostitution betonten Henny Engels, Geschäftsführerin des Deutschen Frauenrates und Heike Rudat, Kriminaldirektorin vom Bund der Kriminalbeamten, insbesondere die Betreuungseinrichtungen für Opfer und Hilfesuchende zu fördern. Da diese jedoch nicht in der Bundeszuständigkeit liegen, appellieren wir an die Länder und Kommunen, Beratungsstellen für eine bessere Opferbetreuung zu erhalten, weitere auszubauen und das Personal entsprechend zu schulen.

Mit dem Prostitutionsgesetz, das am 01. Januar 2002 in Kraft getreten ist, wurde die rechtliche und soziale Situation der Prostituierten verbessert. Mit der Abschaffung der Sittenwidrigkeit für legale Prostitution wurde ein unmissverständliches Zeichen für die gesellschaftliche Anerkennung und die Entdiskriminierung von Prostituierten gesetzt. Der Opferschutz wird weiterhin auf der politischen Agenda stehen, denn Ziel ist Aufklärung und nicht Stigmatisierung.“

Das „Deutsche parlamentarische Forum für sexuelle und reproduktive Gesundheit und Rechte“ wurde 2004 auf bundespolitischer Ebene gegründet. Im Bundestag entstand damit eine unabhängige, parteiübergreifende Parlamentarierinnengruppe, die sich der Umsetzung des Aktionsprogramms der Internationalen Konferenz für Bevölkerung und Entwicklung von Kairo verpflichtet hat. Ziel des Programms ist die Umsetzung der sexuellen und reproduktiven Gesundheit und Rechte für Frauen und Mädchen auf nationaler und internationaler Ebene.
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